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Beschlussvorschlag: 
Der Regionalrat erteilt sein Einvernehmen zu der Erklärung der Regionalplanungsbe-
hörde, dass die beabsichtigte Darstellung einer Sonderbaufläche zur gewerblichen 
Nutzung im Ortsteil Kirchhoven der Stadt Heinsberg nicht an die Ziele der Raumordnung 
und Landesplanung angepasst ist.  
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Begründung 
 

Sach-/Verfahrensstand 
 

Die Stadt Heinsberg bittet mit Schreiben vom 29.07.2020, den Regionalrat im 
Rahmen einer Anfrage nach § 34 Landesplanungsgesetz NRW (LPlG NRW) 
bezüglich der 35. Änderung des Flächennutzungsplanes (Sondergebietsausweisung 
im Bereich des Betonsteinwerkes Poetsch) gemäß § 34 Abs.3 LPlG NRW zu 
beteiligen (Anlage 1). 
Die Regionalplanungsbehörde hatte zuvor zur genannten Planung eine negative 
raumordnerische Bewertung abgegeben. Die Stadt Heinsberg hält aber nach wie vor 
an der geplanten Darstellung einer Sonderbaufläche im Ortsteil Kirchhoven fest. 
 

Der Regionalplanungsbehörde ging mit Schreiben vom 13.12.2019 eine Anfrage der 
Stadt Heinsberg nach § 34 LPlG bezüglich der geplanten 35. Änderung des 
Flächennutzungsplanes zu. Ziel der vorgelegten Planung ist es, das Betriebsgelände 
der Fa. Poetsch einschließlich einer Erweiterungsfläche als Sonderbaufläche dar-
zustellen.  
Am 24.03.2020 hat die Regionalplanungsbehörde zur Beantwortung der Anfrage der 
Stadt Heinsberg eine Verfügung zugestellt. In der raumordnerischen Bewertung 
wurde festgestellt, dass die geplante Sonderbauflächendarstellung den Zielen 2-3 
und 2-4 des LEP NRW widerspricht und auch die festgelegten Ausnahmen des LEP 
NRW hier nicht einschlägig sind.  
In der Folge wurden nochmals weitere Argumente zwischen Stadt und 
Regionalplanungsbehörde ausgetauscht. Dabei wurden keine neuen maßgeblichen 
Sachverhalte vorgebracht. Da die Stadt Heinsberg weiterhin beabsichtigt, den 
Betriebsstandort der Fa. Poetsch bauleitplanerisch zu sichern und auszubauen, 
wurde für den 09.06.2020 ein Erörterungstermin festgelegt (gem. § 34 Abs. 3 LPlG 
NRW). Ziel dieser Beratung war es, zwischen der Regionalplanungsbehörde und der 
Stadt Heinsberg ein Einvernehmen über die raumordnerische Bewertung zu 
erreichen sowie das weitere Vorgehen zu vereinbaren (Anlage 2). Ergänzt wurde der 
Erörterungstermin mit einem gemeinsamen Ortstermin am 25.08.2020 mit Vertretern 
der Stadt Heinsberg und der Regionalplanungsbehörde. Im Ergebnis konnte jedoch 
kein Einvernehmen hinsichtlich der raumordnerischen Bewertung erreicht werden. 
   
Raumordnerische Bewertung 
 

Für das Plangebiet legt der Regionalplan Köln, TA Region Aachen, einen 
Allgemeinen Freiraum- und Agrarbereich (AFAB) mit der Funktion eines Bereiches 
zum Schutz der Landschaft und landschaftsorientierten Erholung (BSLE) fest. Im 
Norden grenzt der Bereich zum Schutz der Natur (BSN) HS 5 Kitscher Bruch an. 
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Ausschnitt Regionalplan o.M. 

 
Sowohl das bestehende Betriebsgelände des überplanten Betonsteinwerkes als 
auch die potenzielle Erweiterungsfläche liegen innerhalb des Landschaftsschutz-
gebietes Kitscher Bruch. Nördlich schließt sich das Naturschutzgebiet Kitscher Bruch 
an.  
 

Das Plangebiet liegt demnach im regionalplanerischen Freiraum und innerhalb eines 
rechtskräftigen Landschaftsschutzgebietes. Die untere Naturschutzbehörde hat mit 
Schreiben vom 14.01.2020 bestätigt, keinen Widerspruch nach § 20 Abs.4 
Landesnaturschutzgesetzes (LNatSchG) NRW vorzubringen. 

Das Ziel 2-3 des Landesentwicklungsplans NRW „Siedlungsraum und Freiraum“ legt 
fest, dass sich die gemeindliche Siedlungsentwicklung innerhalb der regional-
planerisch festgelegten Siedlungsbereiche vollzieht. Bei der in Rede stehenden 
Bauleitplanung handelt es sich jedoch um eine beabsichtigte gemeindliche 
Siedlungsentwicklung, die außerhalb der regionalplanerisch festgelegten 
Siedlungsbereiche erfolgen soll, nämlich im Freiraum. 

Im regionalplanerisch festgelegten Freiraum ist eine raumbedeutsame 
Siedlungstätigkeit, d.h. bauliche Nutzung, die einer bauleitplanerischen Absicherung 
bedarf, nur entsprechend der Ausnahmeregelungen des Ziels 2-3 LEP NRW oder 
gemäß der Ortsteilentwicklung nach Ziel 2-4 LEP NRW möglich. 

Die für den vorliegenden Fall zu prüfende Ausnahmeregelung des Ziels 2-3 LEP 
NRW legt fest, dass im regionalplanerisch festgelegten Freiraum Bauflächen und -
gebiete ausnahmsweise dargestellt werden können, wenn „(…) es sich um die 
angemessene Erweiterung oder Nachfolgenutzung vorhandener Betriebsstandorte 
oder um eine Betriebsverlagerung zwischen benachbarten Ortsteilen handelt ...“. 
 

Diese Ausnahme des Ziels 2-3 LEP NRW ist jedoch aus mehreren Gründen nicht auf 
Abgrabungsstandorte anwendbar:  
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1. Diese stellen lediglich temporär vorhandene Betriebsstandorte dar, d.h. sie sind 
genehmigungsrechtlich grundsätzlich auf die Laufzeit der Rohstoffgewinnung 
befristet. Nach Abschluss der Rohstoffgewinnung besteht die Verpflichtung der 
Rekultivierung bzw. Wiederherstellung der Fläche, die sodann planungsrechtlich in 
der Regel dem Außenbereich zuzusprechen ist. Wenn die Ausnahmeregelung des 
Ziels 2-3 LEP NRW sich also auf „vorhandene“ Betriebsstandorte bezieht, dann sind 
damit rechtlich und tatsächlich vorhandene Betriebsstandorte gemeint. Im 
vorliegenden Fall ist der Betriebsstandort zwar derzeit tatsächlich vorhanden, 
rechtlich handelt es sich aber um einen temporären Betriebsstandort und langfristig 
um eine rekultivierte Fläche des Außenbereichs ohne bauliche Nutzung. 
 
2. Unbeschadet dessen kann es sich bei einer „geplanten Erweiterung des 
vorhandenen Betriebsstandortes“ rechtlich nur um die Vergrößerung des 
Hauptzweckes des Betriebes handeln, also um die Erweiterung der Abgrabung bzw. 
der Nutzungen, die für eine Abgrabungstätigkeit zwingend erforderlich sind. 
Abgrabungserweiterungen erfolgen ausschließlich im Zuge des Abgrabungsrechts 
(Abgrabungsgesetz, Bundesberggesetz). Bei dem Betonsteinwerk handelt es sich 
jedoch um eine bauliche Nutzung, die immissions- und baurechtlich temporär für die 
Dauer der Abgrabungsnutzung genehmigt wurde, d.h. nicht auf Grundlage des 
Abgrabungsrechts.  
Folglich handelt es sich bei dem Betonsteinwerk um eine untergeordnete 
Nebenanlage bzw. eine der Abgrabung dienende (aber nicht zwingend für die 
Abgrabungstätigkeit erforderliche) Nutzung. 
Werden nun durch den geplanten nachträglichen Ausbau dieser Anlagen die 
untergeordneten Nebenanlagen zur prägenden Hauptnutzung, ist für deren 
bauplanungsrechtliche Absicherung eine Bauleitplanung erforderlich. Dann ist 
allerdings von einer Nutzungsänderung des Abgrabungsstandortes und nicht von der 
Erweiterung eines vorhandenen Betriebsstandortes auszugehen. Eine solche 
Nutzungsänderung des Betriebsstandortes ist mit der angeführten Ausnahme zum 
Ziel 2-3 LEP NRW nicht gedeckt.  
 
Im Ergebnis ist eine Sonderbauflächendarstellung entsprechend der 35. Änderung 
des FNP der Stadt Heinsberg, Stadtteil Kirchhoven, nicht über die o.g. 
Ausnahmeregelung des Ziels 2.3 des LEP NRW abgedeckt.  

Das Ziel 2-4 des LEP NRW gibt den im regionalplanerisch festgelegten Freiraum 
gelegenen Ortsteilen die Möglichkeit einer bedarfsgerechten, an die vorhandene 
Infrastruktur angepasste Siedlungsentwicklung. Dies bedeutet für die in den kleinen 
Ortsteilen ansässigen Betriebe, dass Erweiterungen am Standort oder Betriebs-
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verlagerungen innerhalb des Ortsteils regelmäßig möglich sind. Dies gilt auch für die 
bauleitplanerische Sicherung betriebsgebundener Flächenreserven der Betriebe im 
Ortsteil. 
Da die Festlegungen des Ziels 2-4 LEP NRW nur für vorhandene Betriebe in oder an 
Ortsteilen einschlägig ist, können die Regelungen nicht auf die Außenbereichs-
flächen der geplanten 35. FNP Änderung der Stadt Heinsberg Anwendung finden.  
 
Darüber hinaus legt der Regionalplan Köln, TA Aachen, in Kap.1.4 Ziel 2 fest, dass 
„im Zusammenhang mit Abgrabungen neue Baurechte nur insoweit zu schaffen sind, 
wie dies für die Gewinnung, Aufbereitung und Transport des Materials unumgänglich 
ist. Die jeweils für den Abbau und die Betriebsanlagen in Anspruch genommene 
Fläche ist gering zu halten.“ 
Das bedeutet, für Anlagen, die nicht zum Betrieb der Abgrabung notwendig sind, 
dürfen keine neuen Baurechte geschaffen werden. Sind diese unumgänglich, können 
die erforderlichen Anlagen nach § 35 BauGB bauplanungsrechtlich abgesichert 
werden, eine Bauleitplanung ist dann nicht erforderlich.   
Demnach widerspricht die von der Stadt Heinsberg vorgelegte Planung bezüglich 
des Betriebsstandortes der Fa. Poetsch in Kirchhoven auch den Festlegungen des 
Regionalplanes Köln. 
 

Weitere Argumente der Stadt Heinsberg  
 

Die Stadt Heinsberg bringt vor, dass mit der Ausnahme nach Ziel 2-3 LEP NRW 
gerade ermöglicht werden soll, eine angemessene Erweiterung eines bereits im 
Freiraum vorhandenen Betriebsstandortes - wie dem des Betonsteinwerkes Poetsch 
in Kirchhoven - über die Bauleitplanung zu sichern (Anlage 1). Ist dies nicht möglich 
gefährdet das den Weiterbetrieb des Unternehmens am Standort erheblich. 
Mit dem Planfeststellungsbeschluss vom 06.07.2020 ist der Firma Poetsch aktuell 
eine Abgrabungserweiterung genehmigt worden. Die gewonnenen Rohstoffe sollten 
auch ortsnah der Produktion zugeführt werden. Damit wird kein zusätzliches 
Verkehrsaufkommen generiert. 
Die Stadt Heinsberg ist gewillt, die negativen Konsequenzen, die eine versagte 
Erweiterung der Firma Poetsch am Standort mit sich bringen wird, zu vermeiden. Es 
ist derzeit nicht möglich dem Unternehmen einen adäquaten Ersatzstandort 
anzubieten, da geeignete Flächen weder planerisch noch faktisch zur Verfügung 
stehen. Eine Abwanderung eines seit Jahrzehnten ortsansässigen Unternehmens ist 
aus Sicht der Stadt Heinsberg zu verhindern, weil damit unweigerlich der Verlust von 
Arbeitsplätzen verbunden wäre. Die Firma Poetsch ist ein wirtschaftlich gesundes 
Unternehmen und ein wichtiger Arbeitgeber in der Stadt Heinsberg.  
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Die Regionalplanungsbehörde sieht in der aktuellen Verlängerung und Vergrößerung 
der Abgrabung vor Ort den Bestand des Betonsteinwerkes Poetsch am Standort 
rechtlich bis mindestens 2045 gesichert. Ob im Rahmen einer Abgrabungs-
genehmigung auch die Erweiterung des Betonsteinwerkes vor Ort erfolgen kann, 
wurde bislang nach Kenntnis der Regionalplanungsbehörde noch nicht geprüft.  
Inwieweit nur die Umsetzung der geplanten 35. Änderung des Flächennutzungs-
planes der Stadt Heinsberg den wirtschaftlichen Erhalt des Betonsteinwerkes 
garantiert, kann von der Regionalplanungsbehörde Köln nicht ermittelt werden und 
ist letztlich auch kein Belang, der in der raumordnerischen Entscheidung einschlägig 
ist. Entscheidungserheblich sind maßgeblich die Ziele des LEP NRW und 
Regionalplanes.     
 

Präzedenzwirkung 
 

Sollte die beabsichtigte Bauleitplanung auf Grundlage des Ziels 2-3 LEP NRW 
entgegen der Auffassung der Regionalplanungsbehörde umgesetzt werden, ginge 
hiervon eine Präzedenzwirkung erheblichen Ausmaßes aus. Sollte die Ausnahme des 
Ziels 2-3 LEP NRW „angemessene Erweiterung oder Nach-folgenutzung 
vorhandener Betriebsstandorte im Freiraum“ derart ausgelegt werden, dass diese 
auch für Nebenanlagen von Abgrabungen und Ablagerungen (Deponien) gilt, könnten 
weit mehr als einhundert Abgrabungsvorhaben und mindestens 20 regional-
bedeutsame Deponien durch bauliche Anlagen dauerhaft erweitert und 
Abgrabungsstandorte dadurch umgenutzt werden. Dies würde zum Entstehen 
zahlreicher Splittersiedlungen und zu einer Zersiedelung der Landschaft führen, was 
wiederrum dem baurechtlichen Schutz des Außenbereiches, dem regional-
planerischen Freiraumschutz sowie einer geordneten Entwicklung des Raumes (gem. 
§ 1 Raumordnungsgesetz) fundamental widerspräche. 
 

Raumordnerische Bewertung und Beschluss 
 

Trotz der angeführten und nachvollziehbaren wirtschaftlichen Bedeutung der Planung 
für die Kommune, ist festzustellen, dass die genannte Ausnahmeregelung des Zieles 
2-3 LEP NRW für das Vorhaben nicht einschlägig ist und damit die Planung nicht an 
die Ziele der Raumordnung und Landesplanung angepasst ist. 
 

Der Regionalrat wird gebeten, sein Einvernehmen zu der dargelegten raum-
ordnerischen Bewertung zu erteilen. 
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Anfrage nach § 34 LPIG NRW für die geplante 35. Flächennutzungsplanänderung der Stadt
Heinsberg (Sondergebietsausweisungen im Stadtteil Kirchhoven im Bereich des Beton
steinwerkes Poetsch)
hier: Beteiligung des Regionalrates gern. § 34 Abs. 3 Satz 2 LPIG NRW

Abstimmungsgespräch n Ihrem Hause am 1010.2019

Meine Anfrage gern. § 34 LPIG vom 13.12.2019

Ihre Verfügung vom 24.03.2020 -

Erörterung gern. § 34 Abs. 3 LPIG NRW vom 09.06.2020

Sehr geehrte Damen und Herren,

bezugnehmend auf die vorgenannte Erörterung in Ihrem Hause, in der keine Einigung zustande

kam, lege ich nunmehr die von der Stadt Heinsberg beabsichtigte 35. Änderung des

Flächennutzungsplanes nördlich des Stadtteils Kirchhoven im Bereich des Betonsteinwerkes

Poetsch Heinsberg an der Stapper Straße erneut vor mit der Bitte, im Einvernehmen mit dem

Regionalrat gem. § 34 Abs. 3 5, 2 LPIG NRW über die nicht ausgeräumten Bedenken zu

befinden.

En!sprechend des Zieles 2.3 des Landesentwicklungsplanes NRW (LEP NRW) soll sich die

gemeindliche Siedlungsentwicklung innerhalb der regionalplanerisch festgelegten Siedlungs

bereiche vollziehen. Im regionalplanerisch festgelegten Freiraum ist eine Siedlungstätigkeit gern.

Ziel 2.4 LEP NRW oder gem. der Au.snahmereg&un‘g des Ziel 2.3 LEP NRW gesetzgeberisch

möglich. Mit der Ausnahmeregelung soll es gerade der Kommune ermöglicht werden, die

Konten der Stadt Heinsberg
K-eisspwkasee Heinsberg IeAN: 0E93 3125 1220 2 0001 07 SWIFTBIC, WSL_AOED1ERK
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angemessene Erweiterung eines bereits im Freiraum vorhandenen Betriebsstandortes über die

Bauleitplanung zu sichern. Durch Planfeststellungsbeschluss des Kreises Heinsberg vom

06.07.2020 ist dem Unternehmen eine Abgrabungserweiterunggenehmigt worden, somit ist

dokumentiert, dass seitens der Beton-Poetsch GmbH & Co. KG am Standort auch die nächsten 2
Jahrzehnte festgehalten wird und dass das Unternehmen gleichzeitig eine jangfristi esicherte—

Betriebsentwicßlung anstrebt.

Die Ertscheidung der Bezirksregierung Köln, der 35. Fächennutzungsplanänderung in Bezug

auf die Erweiterung des Betonsteinwerkes nicht zuzustLmmen, gefährdet den Betrieb am

Standort Heinsberg-Kirchhoven erheblich. L 3tJui.c c1si \[cL$a&.iQaSusts (

Durch eine Betriebserweiterung am derzeitigen Standort könnten die im Rahmen der

Nassabgrabung gewonnenen Rohstoffe pxtsnah_deLfIodI1ktion_zugefihrt_fn.oflnin

erhötilesiLerkehrsaufkomrnen-zu generieren. Diese an einem Standort zentralisierten Abläufe

sind sicherlich auch in Hinsicht auf die Ziele des Klimaschutzes zu bewerten. —o c-Z“—4 ‘‘?
c. <ttL4-

Gerade im Hinblick auf die besondere Situation des Kreises Heinsberg, ein gem. Gebietskulisse

der Bund-Länder Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur4‘ als

strukturschwach klassifiziertes Gebiet und den anstehenden epochalen Veränderungen durch

das Ende des Braunkohlentagebaus, ist es im ureigenen kommunalen Interesse der Stadt

Heinsberg, diesen Strukturwandel so mitzugestalten, dass es zu keinen Strukturbrüchen kommt.

Dem als Anlage beigefügten Schreiben der Beton-Poetsch GmbH & Co. KG vom 24.07.2020 ist

eindrucksvoll zuentnehmen, welche Folgen die Versagung der Erweiterung des vorhandenen

Betriebsstandortes hätte,

Aus Sicht der Stadt Heinsberg sind die im vorgenannten Schreiben aufgeführten Konsequenzen

unbedingt zu vermeiden. So ist es mir derzeit nicht möglich dem Unternehmen einen adäquaten 0.
Ersatzstandort anzubieten, da geeignete Flächen weder planerisch noch faktisch zur Verfügung

stehen. Eine Abwanderung eines seit Jahrzehnten ortsansässigen Unternehmens ist zu

verhindern, nicht zuletzt, weil hiermit unweigerlich der Verlust von Arbeitsplätzen verbunden

wäre. Die Beton-Poetsch GmbH & Co. KG ist als mittelständisches, wirtschaftlich gesundes

Unternehmen wichtiger Arbeitgeber in der Stadt Heinsberg.

Die seitens des Unternehmens !estrehte Frwniterung ist aus Sicht der Stadt Heinsberg auch

prgemessen. Der irsstabdrAngemessenbiii ist der Vergleich zwischen dem -

immissionsschutz- bzw. bauordnungsrechtlicb genehrrJgten - vorhandenen Bestand und dem

gegenübergestellt, der geplanten Erweiterung des Standortes. Die baulich-räumliche

Erweiterung ist im Verhältnis zum bisherigen Betriebsstandort — auch in Anlehnung an die

Regelung zum § 35 Abs. 4 5. 1 Nr. 6 BauGB — als angemessen zu beurteilen.

Die seitens der Regionalplanungsbehörde im Zuge der anstehenden Regionaiplanänderung

beabsichtigte Ausweitung des Bereiches für den Schutz der Natur (BSN Flächen) im



—3—

unmittelbaren Umfeld des Betriebes, entspricht nicht den kommunalen Zielen der Stadt
Heinsberg und ist aus Sicht der Stadt auch durch die naturräumliche Prägung des
Landschaftsraums nicht begründbar.

Aus diesen Gründen bitte ich von der pusnahmeregeIung des Zieles 2-3 des j4s
entwicklungsplßnes NRW Gebrauch zu machen, um eine angemessene Erweiterung des seit
hrzahnten—vorhandenea_ Betriehsstandortes der. Eeton-Poetsch Gmbft & .Qp1 KG zu

Mit freundlichen Grüßen
In V,rtretung

/
Pefersangermanf /
T7chnischer Bei rdneter

Anlage: Schreiben der Beton-Poetsch GmbH & Cc, KG vom 24.07.2020
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Dezernat 32 Köln,09.06.2020
32/62.6-1504

GESPRÄCHSVERMERK

Erörterungstermin gern. §34 Abs. 3 Landesplanungsgesetz NRW
Teilnehmer:

- Herr Sangermann (Technischer Beigeordneter) (Stadt Heinsberg)
- Herr Palmen (Amtsleiter) (Stadt Heinsberg)
- Herr van Vliet (Stadtplaner) (Stadt Heinsberg)
- Herr RA Anders (Anders u. Thom RA GmbH)
- Herr Poetsch (Beton-Poetsch GmbH & Co. KG)
- Herr Schilling (BezReg, Dez. 32)
- Frau Lürwer (BezReg, Dez. 32)
- Herr Ortmann (BezReg, Dez. 35)
- Frau Vanck-Melich (BezReg, Dez. 32)

Beginn: 10:00 Ende: ca. 11:15

Ergebnisvermerk

Thema der Besprechung war die Anfrage nach § 34 LPIG für die geplante 35. Flächennut
zungsplanänderung der Stadt Heinsberg. Beabsichtigt ist, Betriebsflächen und eine geplante
Erweiterungsfläche der Fa. Poetsch von Flächen für die Landwirtschaft in ein Sondergebiet
Betonsteinwerk“ umzuwandeln. Mit der Verfügung nach § 34 LPIG vom 24.03.2020 wurde
von der Regionalplanungsbehörde festgestellt, dass das Vorhaben bzw. die geplante FNP
Änderung den Zielen der Raumordnung und hier insbesondere dem Ziel 2-3 LEP NRW ent
gegensteht. Der Besprechungstermin diente als Erörterung gern. § 34 (3) LPIG.

Der inhaltliche Schwerpunkt des Austausches war dabei die Fragestellung, ob die geplante
Darstellung und Erweiterung der Fa. Poetsch unter die Ausnahme des Ziels 2-3 LEP NRW —

‚angemessene Erweiterung bestehender Betriebe im Freiraum“ — gefasst werden kann.

- Frau Lürwer gab zunächst einen zusammenfassenden Rückblick des Verfahrens wider:
- auf dem gemeinsamen Besprechungstermin vom 10.10.2019 wurde der Regionalpla

nungsbehörde durch die Vertreter der Stadt Heinsberg die Planung erstmals informell
vorgestellt. Im Anschluss wurde die Kommune gebeten, der Regionalplanungsbehör
de konkretere Planunterlagen zukommen zu lassen, um zu prüfen, inwieweit eine
Ausnahmeregelung gem. dem Ziel 2-3 LEP NRW angeführt werden kann.

- Mit Schreiben vom 13.12.2019 (Posteingang BRK 27.01.2020) hatte die Stadt Heins
berg die Anfrage nach § 34 LPIG NRW zur 35. FNP-Änderung an die Regionalpla
nungsbehörde gerichtet.

- Nach Prüfung durch die Regionalplanungsbehörde wurde im Schreiben vom
24.03.2020 festgestellt, dass die Änderung nicht mit den Zielen der Raumordnung
vereinbar ist.
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- Die Stadt Heinsberg passte in Zusammenarbeit mit dem Vorhabenträger die Planun
gen daraufhin an, um im heutigen Termin diese modifizierten Planungen zu bespre
chen und eine Lösung zu finden.

- Weiterhin wurde zu Beginn des Austausches von Frau Lürwer das Ziel 2-3 LEP NRW erläu
tert. Dabei wurde auch klargestellt, dass die in Frage stehende Ausnahmeregelung des Ziels
(-,‚angemessene Erweiterung eines bestehenden Betriebs-) nur angewendet werden kann,
wenn für die bereits vorhandenen Betriebsstandorten rechtskräftige und dauerhaft
genehmigte Betriebs- und Baugenehmigungen vorliegen.

- Herr RA Anders gab einen kurzen historischen Rückblick über Entwicklung der Kiesgewin
nung durch die Fa. Poetsch und die Entwicklung des Betonsteinwerkes. Darüber hinaus
stellte er zum Genehmigungsrecht fest, dass voraussichtlich in diesem Monat (Juni) die be
antragte Abgrabungserweiterung (nördlich/östlich des aktuellen Standortes) mit einem Ge
nehmigungsbescheid positiv beschieden wird. Diese Abgrabungsgenehmigung wird zeitlich
bis 2047 befristet sein.

- Frau Lürwer erläutert, dass nach den vorliegenden Informationen die Genehmigungen für
den überwiegenden Teil der Anlagen des Kies- und Betonsteinwerkes an die Abgrabung
gekoppelt ist (funktionaler Zusammenhang). Lediglich für einen kleineren Teilbereich der
vorhandenen Gebäude läge eine unbefristete Genehmigungslage vor.

- Herr RA Anders gibt an, dass in den Anlagen 10 und 11 der eingereichten Unterlagen deut
lich wird, dass die im B-Plan vorgesehenen Pflanz- und Grünstreifen bereits aus der Erweite
rung herausgerechnet sind.

- Herr Sangermann sagt, dass die Stadt Heinsberg das Vorhaben unterstützt und an einer
Lösung für alle interessiert ist.

- Frau Lürwer stellt die aktuelle Situation dar: das Vorhaben befindet sich regionalplanerisch
im allgemeinen Freiraum- und Agrarbereich (AFAB) und ist zudem mit Bereiche zum Schutz
der Natur (BSN) umgeben, also ein naturräumlich sensibler Bereich. Das Plankonzept zur
Überarbeitung des Regionalplans sieht zudem die Erweiterung des bestehenden BSN vor,
wodurch die bereits vorhandene Insellage innerhalb des BSN noch einmal verschärft wird.
Ein Neuansatz von Bauflächen im Freiraum ist gemäß Ziel 2-3LEP NRW im Außenbereich
nicht vorgesehen.

- Herr Schilling und Frau Lürwer machen deutlich, dass sich zwar ein funktionaler Zusam
menhang in den zur Verfügung gestellten Genehmigungsanlagen widerspiegelt, eine unbe
fristete SO-Bauflächendarstellung daraus aber nicht abzuleiten ist. Unter der neu genehmig
ten bis zum Jahr 2047 befristeten Abgrabungsgenehmigung könne der Betrieb natürlich, in
seinen aktuellen Abgrenzungen, ebenfalls befristet, weiterlaufen.

- Herr RA Anders warf die Frage auf, ob es über § 35 BauGB eine Möglichkeit gäbe, die Pla
nungen zu genehmigen. (privilegiertes Vorhaben, Ortsgebundenheit, Wettbewerbsfähigkeit)

- Eine Prüfung nach § 35 Abs.1 BauGB (privilegierte Vorhaben im Außenbereich) war laut
Herrn Ortmann leider nicht abschließen möglich, da Bauakten und Unterlagen nicht vollstän
dig vorlagen. Die erste Einschätzung ist, dass der Ausbau des Betonsteinwerkes nicht von
einer Privilegierung der ortsgebundenen Nassabgrabung gedeckt ist.



- Auch bei § 35 Abs.2 BauGB (sonstige Vorhaben im Außenbereich) sieht Herr Ortmann die
Problematik darin, dass dies auch in diesem Kontext nicht mit den Zielen der Raumordnung
vereinbar ist. Der Weg über § 35 BauGB kann ohne eine raumordnerische Verträglichkeit
somit nicht gegangen werden, eine Bauleitplanung wäre notwendig. Auch diese würde je
doch die raumordnerische Verträglichkeit voraussetzen.

- Herr RA Anders wies darauf hin, dass sowohl für die Kommune als auch das Unternehmen
die Verlagerung des Betonsteinwerks in einen anderen Ortsteil der Stadt Heinsberg aufgrund
der dadurch erhöhten Durchgangs- und Mehrverkehr nicht zu rechtfertigen ist. Frau Lürwer
stellte es den Vertretern der Kommune frei diesen Sachverhalt in einem gesonderten Schrei
ben noch einmal vorzubringen.

- Am Ende der Aussprache stellte Frau Lürwer fest, dass der Erörterungstermin heute ohne
Einvernehmen abgeschlossen wurde.

- Der nächste formale Schritt sieht nun vor den Regionalrat mit der Planung zu befassen. Die
Stadt Heinsberg muss entscheiden, ob sie diesen Weg gehen möchte und hat der Regional
planungsbehörde ihre Entscheidung schriftlich mitzuteilen.

Gez. Vanck-Melich / Lürwer
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